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Verordnung zur Umsetzung der Anhänge II und V der EG – Wasserrahmenrichtlinie (Bayerische Gewässerbestandsaufnahme- und -Bestandseinstufungsverordnung – BayGewZustVO)

Sehr geehrte Damen und Herren,

der LBV  bedankt sich für die Möglichkeit der Stellungnahme zur Verordnung  zur Umsetzung der Anhänge II und V der EG-Wasserrahmen-Richtlinie (WRRL) und begrüßt, dass der vorliegenden Verordnung die Musterverordnung, erstellt durch die Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA), zugrunde liegt. 

Bereits auf Bundesebene hat eine Verbandsbeteiligung zur Musterverordnung stattgefunden. Der  LBV unterstützt als Mitglied des Deutschen Naturschutz Ring (DNR) dessen Argumentation. Anbei erhalten Sie die DNR-Stellungnahme zur Musterverordnung mit der Bitte, diese als grundsätzliche LBV -Stellungnahme zu werten.

Darüber hinaus äußert sich der LBV konkret zum vorliegenden bayerischen Entwurf.

1. Allgemeines

Die Verordnung soll am 01. Januar 2004 in Kraft treten. Die Abgabefrist für die Stellungnahmen der Verbände ist der 22. Dezember 2003. 

Inwieweit ist eine Berücksichtigung der Einwände zur Umsetzung der Verordnung noch möglicht? 

Es ist zu erwarten, dass es sich bei der Verbandsbeteiligung nicht nur um eine Pflicht handelt, sondern die Stellungnahmen geprüft werden und die Möglichkeit besteht Anregungen aufzunehmen. 
2. Vorblatt zur Verordnung:

B. Lösung

Unter B. wird angeführt, dass es sich bei den zu erfüllenden Aufgaben um Fachaufgaben handelt und diese regionale Kenntnisse erfordern. Dieser Aussage wird voll und ganz zugestimmt.

Da von den Anhängen II und V insbesondere ökologische Belange betroffen sind, verwundert es, dass sich die „Unterstützung anderer Fachbehörden, insbesondere auf die Land- und Forstämter“ bezieht. An dieser Stelle sollte vor allem die Naturschutz-Fachbehörde -bayerisches Landesamt für Umweltschutz- Erwähnung finden. 

D. Kosten, 1. Staat
Die Umsetzung der WRRL stellt für die wasserwirtschaftlichen Fachbehörden eine Herausforderung dar und verursacht neben einem erhöhten Verwaltungsaufwand auch zusätzliche Kosten. Da weder geplant ist, neues Personal zur Umsetzung der WRRL einzustellen, noch eine zusätzliche Mitteln bereit zu stellen, ist es zwingend erforderlich, die vorhandene Struktur der Wasserwirtschaftsverwaltung mit dem bestehenden Personal auch in Zukunft zu gewährleisten. Unseres Erachtens erfordert die Umsetzung der WRRL auch die Unabhängigkeit dieser Fachbehörden. 

3. Bayerische Gewässerbestandsaufnahme- und –zustandseinstufungsverordnung (BayGewZustVO)

Der Vergleich des vorliegenden Verordnungsentwurfs mit der LAWA-Musterverordnung hat ergeben, dass die Musterverordnung im Wesentlichen übernommen wurde. Allerdings konnten auch einige, nicht die Übergangs- und Küstengewässer betreffende Unterschiede festgestellt werden. 

Zu §3 Begriffsbestimmungen
In der Musterverordnung wird neben dem Oberflächenwasserkörper der Begriff Oberflächengewässer definiert. Dies fehlt im vorliegenden Entwurf. 

Gemäß Musterverordnung ist

 „1. Oberflächengewässer

ein oberirdisches Gewässer nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 WHG“ einzufügen.

Da im „Zweiten Teil“ der Begriff „Oberirdische Gewässer“ verwendet wird, ist diese Begriffsdefinition notwendig. 

Zu §4 (2) 2 „Die Gewässertypen werden nach Vorgaben in Anhang 1 Nr. 2 durch Verwaltungsvorschrift  festgelegt.“

Die Umsetzung einer EU-Richtlinie in nationales Recht entspricht nur dann den Anforderungen des EG-Vertrages, wenn sie als Gesetz oder Verordnung umgesetzt wird. Eine Verwaltungsvorschrift genügt diesen Anforderungen nicht.

Am 19.12.03 werden von der LAWA die Gewässertypen für Flüsse, Seen, Übergangs- und Küstengewässer beschlossen.

Der LBV fordert, die für Bayern relevanten Gewässertypen -Flüsse und Seen- bereits in diese Verordnung aufzunehmen und dann Satz 2 aus §4 (2) zu streichen und alternativ die Formulierung aus der Musterverordnung wie folgt zu übernehmen:
Gewässertypen ergeben sich aus Anhang 1 Nr. 2.

Zu Anhang 1 Nr. 2 „Die Gewässertypen für die Gewässerkategorien Flüsse und Seen sind durch Verwaltungsvorschrift auf Grund der Vorgaben des Systems B nach Anhang II Nr. 1.1 iv) in Verbindung mit Anhang II Nr. 1.2 der Richtlinie 2000/60/EG (ABl EG Nr. L 327 S. 1 vom 22. Dezember 2000) festzulegen.“
Diese Formulierung ist zu streichen und alternativ ist Anhang 1 (2) aus der Musterverordnung zu übernehmen, gemäß Beschluss durch die LAWA vom 19.12.2003.

Zu Anhang 6

Das 2. Wasserforum Bayern hat den Schwerpunkt Schutzgebiete und Wasserabhängige Landökosysteme behandelt. Die Diskussion des Themenkomplex Schutzgebiete ergab, dass neben den Natura 2000 Gebieten durchaus auch nationale Schutzgebiete Berücksichtigung finden sollten (vgl. Anhang IV Schutzgebiete 1. v.).

Eine Festlegung in der vorliegenden Verordnung, ausschließlich (in Anhang IV WRRL wird der Begriff einschließlich verwendet) auf Natura 2000 Gebiete, greift der Diskussion im Wasserforum vor und würde eine weitere Diskussion ad absurdum führen. Das ist nicht im Sinne der WRRL Art. 14 Beteiligung der Öffentlichkeit.

Anhang 6 1.5.2 ist zu ergänzen, um 

Die Überwachungsanforderung sollte sich außerdem auf den Oberflächenwasserkörper und wasserabhängige Landökosysteme beziehen. 

Änderungsvorschlag: Oberflächenwasserkörper, die Habitat- und Artenschutzgebiete nach § 10…. ist um o. a. §§ (§§ 22, 23, 24, 25, 26, 27, 30, 31, 32, 33 BNatschG) sind, sind in das Überwachungssystem einzubeziehen.

Anhang 11 1. Messnetz

Anhang 11 beschreibt ein einzurichtendes Messnetz zur Überwachung des mengenmäßigen Zustands des Grundwassers. Dabei werden unter Spiegelstrich 2 die grundwasserabhängigen Landökosysteme mit einbezogen. Auch hier sollte eine Überwachung des Grundwassers stattfinden, um Auswirkungen auf das Landökosystem zu erkennen. Die Einrichtung von Pegelmessstellen in grundwasserabhängige Landökosystemen kann für diese Ökosysteme durchaus negativ sein, da zum einen eine Baumaßnahme notwendig sein wird und die Messung eine Erschließung mit Wegen nach sich ziehen würde. Beides ist nicht im Sinne des Naturschutzes.

Spiegelstich 2 ist zu ergänzen:

…die Auswirkungen auf direkt vom Grundwasser abhängige Landökosysteme“ sind anhand geeigneter, für jedes Landökosystem festzulegende Indikatorarten zu erfassen. Dazu sind geeignete Monitoringpläne aufzustellen.

Dies ist eine geeignete Möglichkeit die Veränderungen des Grundwassers nachzuweisen und für das Ökosysteme deutlich schonender. 

4. Schlussbemerkung

Weitergehende grundsätzliche Anmerkungen zur LAWA-Musterverordnung können der beigefügten DNR-Stellungnahme entnommen werden. Soweit die in der DNR-Stellungnahme gemachten Anmerkungen bereits in die überarbeitete Version der Musterverordnung eingeflossen sind, sind sie als gegenstandslos zu betrachten.

Mit freundlichen Grüßen

Dipl.-Biol. Ulrike Lorenz

Beauftragte des Landesvorstands

